Bündnisplattform 

(Vorschläge für einen Namen siehe Rückseite)

842 Euro netto! So unfassbar niedrig war 2015 die durchschnittlich ausgezahlte Altersrente in Deutschland, für Männer 1.006 und Frauen 679 Euro. Doch die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM), die von den Konzernen der Metall- und Elektroindustrie finanziert wird, verteidigt die Rente als sicher, fair und gerecht. Dabei geht sie wie die Bundesregierung für 2015 von einer Rente von 1.222 Euro netto aus (1.372 Euro brutto). Diese sogenannte Standardrente, nicht die Durchschnittsrente, soll der Maßstab sein.  

Die Standardrente bekommt aber nur, wer 45 Jahre ununterbrochen für den Durchschnittslohn gearbeitet hat. 60 Prozent der Männer und 90 Prozent der Frauen erreichen diese 45 Jahre nicht. Die meisten kommen auch nicht auf den Durchschnittslohn der Rentenversicherten  von 2.947 Euro brutto (1.881 Euro netto) im Jahr 2015. 

Notwendige Arbeitsjahre




um 1.000 Euro Rente brutto 


Vollzeitbeschäftigte mit 15 Euro brutto/Std. müssten 

(895 Euro netto) zu erreichen


42 Jahre ununterbrochen arbeiten, um nach dem Stand 

(ArbeitnehmerInnen (38,5 Std./Woche) 

von heute auf eine Rente knapp über der Grundsiche-

Lohn 



Jahre 

rung zu kommen. 

  8,84 Euro brutto/Std. 
67  

Ein Rentensystem mit solchen Folgen verkauft die 

10,00 Euro brutto/Std.

59  

Metall- und Elektroindustrie als fair, die ihren 

12,00 Euro brutto/Std.

49 

ehemaligen Konzernchefs wie Winterkorn (VW) 

15,00 Euro brutto/Std.

42 

Renten um die 100.000 Euro im Monat zahlt.

Wir wollen 

· eine Rente, die den Lebensstandard im Alter sichert.                                    Mindestens 70 Prozent des Nettolohns galten vor 1992 als Orientierungsgröße. Das entspräche heute ca. 55 Prozent des Nettolohns (vor Abzug von Lohnsteuern). 

· eine Standardrente auf der Basis von 40 Arbeitsjahren wie vor 1992! Die Standardrente würde so anstatt 1.163 Euro (2015)  ca. 1.510 Euro betragen. 

Die jetzige Durchschnittsrente würde von 842 Euro auf ca. 1.100 Euro netto steigen.

· eine Mindestrente von 1.000 Euro netto. 

Selbst bei einer Standardrente mit 40 Jahren bleiben viele RentnerInnen unter 1.000 Euro .

· das Recht, mit 60 Jahren in  Altersrente gehen zu können. 


Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit lehnen wir ab.  

· die Einbeziehung aller Bürger 

mit all ihren Einkommen in die gesetzliche Rentenversicherung.

Doch das Rentenniveau soll weiter sinken!

Und zwar im Verhältnis zum Durchschnittslohn bis 2030 um rund zehn Prozent (von heute 47,7 Prozent des Nettolohns vor Steuern auf 43 Prozent). Wäre das 2015 schon umgesetzt gewesen, hätte die Durchschnittsrente nur noch 760 Euro betragen. Wieder rechnen Volkswagen, Daimler, Siemens, deren INSM und die Bundesregierung anders: Die Fata Morgana der Standardrente steigt ihnen zufolge bis 2030 von 1.372 Euro auf 1.824 Euro brutto. Was wollten wir mehr?

Dabei unterschlagen Industriekonzerne und Regierung, 

* dass die „Soziale Marktwirtschaft“ Niedriglöhne und prekäre Arbeitsverhältnisse immer mehr ausbaut und dadurch auch das Rentenniveau sinkt, 

* dass die Inflation auch bis 2030 nicht verschwunden ist (von 2000 bis 2015 hat die Inflation die gesamten Rentenerhöhungen weg gefressen),

* dass die Bruttorenten 2030 zu 100 Prozent besteuert werden, nicht mehr zu 72 Prozent wie heute,

* dass es bis 2030 mit Sicherheit Wirtschafts- und Finanzkrisen geben wird und 

* dass seit 1990 Kürzungsfaktoren in die Rentenformel eingebaut wurden, wodurch die  Durchschnittsrente heute statt circa 1.100 Euro netto nur noch mickrige 842 Euro beträgt. 

Junge gegen Alte?

Die INSM hält es für fair und gerecht, das Rentenniveau zu senken. Das sei im Interesse der jungen Generation, da andernfalls ihr Nettolohn wegen steigender Rentenbeiträge sänke. Nichts als Krokodilstränen! Wer befristet denn Arbeitsverträge gerade für Junge, wer versorgt sie mit schlecht bezahlter Leiharbeit, Minijobs und unbezahlten Praktika? Würden die Unternehmer höhere Löhne zahlen und unbefristet einstellen, hätten die jungen Werktätigen kein Problem damit, einen höheren Rentenbeitrag zu bezahlen. Die Jungen von heute sind die RentnerInnen von morgen. Auch sie haben kein Interesse an Armutsrenten im Alter. 

Das Kapital tritt nicht im Interesse der Jungen für Rentenkürzungen ein, sondern weil es die sogenannten Lohnnebenkosten senken will. Jeder Prozentpunkt weniger an Sozialversicherungsbeiträgen senkt auch den Arbeitgeberbeitrag um 6,5 Mrd. Euro. Das Interesse an Lohnsenkungen ist der Hauptgrund für Rentenkürzungen, nicht die unverschämten Ansprüche einer wachsenden Zahl von Alten gegenüber den jungen Menschen. 

Die Generationen sollen gegeneinander aufgehetzt werden. 

Die Arbeitgeber streben ausschließlich im Interesse ihrer Profite an,

· die Beitragssätze und damit die Renten noch weiter zu senken,

· die Rentenkosten auf die ArbeitnehmerInnen zu verlagern und

· gleichzeitig über die Privatisierung der Altersvorsorge die Gewinne der Versicherungskonzerne zu erhöhen. 

Die bisher regierenden Parteien, ob CDU/CSU, SPD, FDP oder Grünen, stimmen dem zu. Ihre Argumente zum Rentenabbau entstammen besonders der INSM, dem Propaganda-Organ der Metall- und Elektroindustrie. Eine Rentenreform, die ihren Namen verdient, ist nur gegen diese Kräfte durchzusetzen.

Der Kampf findet nicht zwischen den Generationen statt, 

sondern zwischen Lohnarbeit und Kapital.

* Mögliche Namen des Bündnisses auf Grundlage dieser Plattform:

Bündnis für Rentenstärkung; Bündnis gegen Rentenabbau; Aktion starke Renten; Aktion höhere Renten usw. 

** Das Lay-Out für diese Plattform ist natürlich noch provisorisch.  

